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Arbeit erleichtern
„Nürnberger Zeitung“ zum neuen
CDU-Generalsekretär Carsten Lin-
nemann:
„Dass erst ein erfolgreicher Wirtschafts-
standort einen leistungsfähigen So-
zialstaat finanziert – und nicht umge-
kehrt, für diese eigentlich banale Ein-
sicht muss die CDU immer einstehen,
will sie erfolgreich sein. Linnemann
wird das tun – und damit seinem Par-
teichef die Arbeit erleichtern.“

P R E S S E S T I M M E N

Ein Scheinargument
„Mitteldeutsche Zeitung“ (Halle)
zu Ukraine und Getreideabkom-
men:
„Der Kremlchef weiß, dass der Stopp
des Abkommens nicht nur der Ukraine
schadet. Viele dürregeplagte Länder
in Afrika sind auf ukrainischen Weizen
angewiesen. Dass Kremlsprecher Dmi-
tri Peskow anführt, der russische Prä-
sident lasse das Abkommen auslaufen,
weil Forderungen Moskaus nach Er-
leichterungen bei westlichen Sank-
tionen nicht erfüllt worden seien, ist
ein Scheinargument. Die Sanktionen
wurden verhängt, weil Putin einen
völkerrechtswidrigen Angriffskrieg vom
Zaun gebrochen hat – den er jederzeit
beenden könnte. Dass Putin den Tod
von Menschen in Kauf nimmt, um Ziele
durchzusetzen, ist nichts Neues.“

■ Von Heidi Ossenberg

Dieser Arbeitskampf ist von grundsätzli-
cher Bedeutung – für alle Seiten. Dreh-
buchautorinnen und -autoren, Schauspie-
lerinnen und Schauspieler brauchen
mehr Geld zum Leben und feste, faire Re-
geln für ihre Arbeit. Die großen Studios in
Hollywood und die Streamingplattformen
brauchen neue Geschäftsideen, um lang-
fristig ihr Überleben zu sichern. Das
könnte ein langer, harter Kampf werden –
der im Übrigen nicht nur die Kreativbran-
che und die Konsumenten in den Ver-
einigten Staaten erschüttert, sondern
auch Auswirkungen auf hiesige Schau-
spielende sowie auf Kinobesucher und
Seriengucker bei Streamingdiensten in
Deutschland hat.

Wie so häufig geht’s um Geld – und
zwar nicht für diejenigen, die ein, zwei-
mal im Jahr vor den Filmkameras in Holly-

Hollywoods Schauspieler und
Drehbuchautoren streiken. Sie
verlangen mehr Geld und faire
Bedingungen. Sie haben Recht.

wood brillieren, die sich mit jedem Block-
buster tiefer in die Herzen ihrer Fans spie-
len, die auf Galas ihre Roben, ihre Preise
oder die schönen Menschen an ihrer Sei-
te präsentieren. Die Stars der Branche zei-
gen sich dankenswerterweise in der Öf-
fentlichkeit solidarisch – mit denjenigen,
die kleine Rollen spielen und noch darauf
hoffen, für die erste Reihe entdeckt zu
werden. Und mit denjenigen, die Dreh-
bücher schreiben und davon träumen,
einen wirklich großen Stoff zu kreieren.

Alle werden sie von einem Kollegen be-
droht, der jeden Tag ausgeschlafen ist,
niemals eine kreative Pause braucht, der
sich über keine noch so schlechte Bedin-
gung beschwert – nicht mal über einen
übergriffigen Regisseur oder Studioboss.
Der Kollege heißt Künstliche Intelligenz.
Er schreibt Drehbücher am Fließband
und er scannt Körper und Stimme einer
hoffnungsfrohen jungen Schauspielerin
am Set, die für den einen Tag ihrer Ver-
messung bezahlt wird, und dann für im-
mer dem System verfügbar bleibt. Mit
einer einzigen Unterschrift ist sie derzeit
das Recht an ihrem eigenen Bild los.
Wenn sie nicht unterschreibt – die
Schlange derjenigen, die es tun, ist lang.

So aber geht das nicht. Und das muss
vor allem auch das Interesse von denjeni-
gen sein, die sich gerne vom Geschehen
auf großen Kinoleinwänden in andere
Welten entführen lassen, die originell er-
zählte Serien lieben, die sich berühren
und unterhalten lassen von Geschichten,
die sie selber nie erleben werden. Von
uns, dem Publikum.

Es werden zwar immer mehr Filme
und Serien produziert, aber für immer
weniger Geld, mit immer kleineren Bud-
gets. Die Zeiten des experimentellen Er-
zählens, die Netflix & Co groß und schön
werden ließen, scheinen erst einmal vor-
bei. Die meisten Inhalte hauen uns nicht
mehr vom heimischen Sofa – Netflix, Dis-
ney+, Paramount+ sind erstaunlich
schnell leergeschaut. Wenn eine Serie
dann doch ein Hit wird, werden diejeni-
gen, denen das zu verdanken ist, am Er-
folg nicht angemessen beteiligt. Es
herrscht keine Transparenz.

Druck ausüben ist das Einzige, was die
Kreativen tun können. Sie tun es unter
großen persönlichen Opfern. Hoffen wir,
dass die Studios und Streamingdienste
bald einsehen, dass Bewegung nottut.
i ossenberg@badische-zeitung.de

Würde kennt
keine Kontingente

Von Tobias Peter

Man stelle sich nur einmal vor, alle Kran-
kenwagen würden immer spätestens ab
Herbst an allen Unfallstellen nur noch
vorbeifahren. Die Begründung: Das Kon-
tingent, Menschen zu helfen, sei für die-
ses Jahr leider bereits ausgeschöpft. Das
wäre unmenschlich? Ja, natürlich.

Genau dasselbe gilt für die politische
Idee, eine Obergrenze für Asylempfän-
ger oder Geflüchtete einzuziehen. Eine
geschickt formulierte Variante dieser
Idee hat nun der parlamentarische Ge-
schäftsführer der Unionsfraktion, Thors-
ten Frei, vorgetragen. Aus dem Indivi-

CDU-Vorstoß zur Asylpolitik

dualrecht auf Asyl, so
schlägt es der CDU-Politi-
ker vor, müsse eine „Insti-
tutsgarantie“ werden. Was
für ein wohlklingendes
Wort! Nur dass es eben be-
deuten würde, dass Europa
künftig auch diejenigen
Menschen, die mit hoher
Wahrscheinlichkeit poli-
tisch verfolgt sind, an sei-

L E I T A R T I K E L

nen Grenzen abweisen würde.
Stattdessen, fährt Frei mit seinem Ge-

danken fort, könne Europa jährlich ein
Kontingent von 300.000 oder 400.000
Schutzbedürftigen direkt aus dem Aus-
land aufnehmen. Diese könnten dann auf
die teilnehmenden Staaten verteilt wer-
den. Und: „Käme es zu einem Massenzu-
strom wie derzeit im Falle der Ukraine,
würde Europa für einen längeren Zeit-
raum kein Kontingent aus dem entfern-
ten Ausland mehr aufnehmen.“

Die Würde des Menschen ist unantast-
bar. Das ist der Anspruch, den unser
Grundgesetz in Artikel 1 vorgibt. Es ist
eine Lehre, die Deutschland aus seiner
Geschichte gezogen hat. Ausdrücklich
ist dort von der Würde des Menschen die
Rede – und nicht nur von der Würde der
Bürgerinnen und Bürger. Es heißt im
Grundgesetz auch nicht: „Die Würde des
Menschen wird in Kontingenten zuge-
teilt – nur, solange der Vorrat reicht.“

Der Schutz der Menschenwürde ge-
bietet es, dem Verfolgten Zuflucht zu ge-
ben. Der Einzelne muss einen Anspruch
darauf haben, dass geprüft wird, ob er
schutzbedürftig ist. Es ist legitim, wenn

Europa diese Frage schon an den Außen-
grenzen klären will. Schnelle Entschei-
dungen tragen zu einer höheren Akzep-
tanz in der Bevölkerung bei. Wer kein
Bleiberecht erhält, soll zurück in sein
Heimatland. Dafür müssen Deutschland
und Europa sich politisch anstrengen.
Und: Wenn es endlich zu einem fairen
Verteilmechanismus zwischen den Län-
dern in der EU käme, wäre viel erreicht.

Es wäre ohne jeden Zweifel vieles ein-
facher, wenn sich die Zahl der Flüchtlin-
ge genau steuern ließe. Nur: Kriege und
Krisen kennen keine Kontingente. Auch

Diktatoren, die Menschen ver-
folgen, halten sich nicht daran.
In solchen Situationen an Kon-
tingenten festzuhalten, wäre
zynisch.

Frei argumentiert, gerade
eine Kontingentlösung ermög-
liche es, den besonders Schwa-
chen zu helfen, also Frauen,
Kindern und Kranken. Wenn
es ihm darum ginge, müsste er

einen deutlich großzügigeren Vorschlag
machen. So setzt er sich zurecht dem
Verdacht aus, dass es ihm nur um popu-
listische Geländegewinne geht. Zudem
gilt: Wer ohnehin nur ein Kontingent auf-
nehmen will, läuft Gefahr, noch weniger
gegen Fluchtursachen zu tun.

Wenn sehr viele Flüchtlinge kommen,
ist das in Deutschland vor allem eine Be-
lastung für die Kommunen. Das bedeu-
tet: Bund und Länder müssen gemein-
sam zupackend helfen – statt sich darü-
ber zu streiten, wer von ihnen mehr bei-
tragen muss. „Wir schaffen das“: Das war
die richtige Botschaft der damaligen
Kanzlerin Angela Merkel (CDU), als
Deutschland in den Jahren 2015 und
2016 den Zuzug zahlreicher Geflüchte-
ter zu bewältigen hatte. Ihr Fehler war:
Sie hat zu wenig über das Wie gespro-
chen. Merkel hat politisch zu wenig ge-
tan, um Grundlagen für eine gelungene
Integration zu legen. Das darf sich nie
wiederholen. Europa braucht keine
Obergrenze für Geflüchtete. Es muss
sich nur gut organisieren, wenn es um
Hilfe und Integration geht.
i peter@badische-zeitung.de

■ Von Michael Saurer

Mangelnden Kampfgeist kann man Ab-
delhakim Ourghi ganz sicher nicht vor-
werfen. Bereits seit Jahren setzt sich der
streitbare Islamwissenschaftler, der seit
2011 als Islampädagoge an der Pädagogi-
schen Hochschule in Freiburg lehrt, für
seine Sichtweise auf den Islam ein. Er
wirbt für eine historisch-kritische Lesart
des Korans – und legt sich dabei mit all je-
nen an, die er als Verhinderer einer sol-
chen – in seinen Augen aufgeklärten –
Sichtweise ansieht. Das sind vor allem die
muslimischen Dachverbände in Deutsch-
land.

In seinem neuen Buch befasst Ourghi
sich mit einem Thema, das seit einigen
Jahren auch medial auf große Resonanz
trifft: dem muslimischen Antisemitismus.
Während viele zeitgenössische Wissen-
schaftler diesen vor allem als eine Reak-
tion auf die Staatsgründung Israels und

BUCH IN DER D I SKUSS ION :
Der Freiburger Islampädagoge
Abdelhakim Ourghi sieht die
Wurzeln des islamischen
Antisemitismus im Koran. In
seinem neuen Buch stellt er
sich damit gegen andere Is-
lamwissenschaftler.

die Besetzung des Westjor-
danlands sowie als Aufgrei-
fen von Narrativen der Na-
zis sehen, nimmt Ourghi
eine andere Sichtweise
ein.

Er zeigt auf, wie sich der
Antisemitismus, im Sinne
einer dezidierten Juden-
feindlichkeit, wie ein roter
Faden durch die islamische
Geschichte seit ihrem Ur-
sprung im 7. Jahrhundert
zieht und sich vor allem
auch in den heiligen Quel-
len, dem Koran und den
Hadithen, den Erzählungen über das Le-
ben des Propheten Muhammad, manifes-
tiert.

Ourghi zeigt, wie Muhammad nach der
vermeintlich göttlichen Offenbarung des
Korans zunächst ein friedliches Einver-
nehmen mit den in Mekka ansässigen jü-
dischen Stämmen zu schaffen versucht
hat. Nicht aus Freundlichkeit, wie Ourghi
betont, sondern aufgrund der Position der
Schwäche, in der sich die damals noch
zahlenmäßig kleine muslimische Ge-
meinde befunden habe. Erst nach dem
Auszug aus Mekka und der Übersiedlung
in die Oasenstadt Medina verschärft sich
der Ton gegenüber den jüdischen Bewoh-
nern. Dort hatten Muhammad und seine
Gemeinschaft bald die Oberhand und
formten das erste muslimische Staatsge-

bilde. Fortan wurden die
Juden bekämpft.

„Die Juden wurden zu
Feinden erklärt und ein
Heiliger Krieg wurde
gegen sie geführt“,
schreibt Ourghi. Ein Krieg,
der als Vernichtungskrieg
verstanden werden sollte,
wie er betont. Dazu führt
er die Beispiele mehrerer
Massaker an, von denen
der Feldzug gegen die Oa-
sensiedlung Chaiba zu den
bekanntesten zählt.

Tatsächlich ist Ourghis
Buch ein bemerkenswerter Beitrag zu der
laufenden Debatte um muslimischen
Antisemitismus. Bemerkenswert vor al-
lem deshalb, weil Ourghi – auch das ist
man von ihm gewohnt – mit voller Kraft
gegen den Strich bürstet. Die meisten
westlichen Islamwissenschaftler sehen in
den Kriegen und Massakern weniger reli-
giöse Motive, denn einen Kampf um die
Macht auf der arabischen Halbinsel. Die
Gründe für die Massaker seien somit viel
mehr politischer Natur.

Ourghi wirft diesen Wissenschaftlern,
etwa dem liberalen Islamtheologen Mou-
hanad Khorchide, ein „selektives Erin-
nern“ vor. Dieses habe zu „religiösem
Narzissmus der Muslime“ geführt, der
ein gehöriges Maß an Selbstverliebtheit
und Selbstbewunderung in sich trage.

In seinem Buch geht Abdelhakim Ourg-
hi oft einseitig und undifferenziert mit all
jenen ins Gericht, die seine Kritik an der
gegenwärtigen Erscheinungsform des Is-
lams nicht teilen, wirft ihnen Beschöni-
gung und Geschichtsklitterung vor.

Ourghis Buch hat aber auch nicht den
Anspruch, eine differenzierte wissen-
schaftliche Analyse zu sein. Und die
Punkte, die er in seinem Buch anführt,
sind historisch unstrittig. Hinzu kommen
die biographischen Erfahrungen des Au-
tors, der in Algerien aufgewachsen ist,
dort studiert hat und, wie er es in seinem
Vorwort betont, als „indoktrinierter Anti-
semit“ mit dem Bewusstsein nach
Deutschland kam, dass die Juden ewige
Feinde der Muslime seien. Tatsächlich
wird in vielen Moscheen weltweit jeden
Freitag gegen Israel gehetzt.

Um zu verstehen, woher die Ressenti-
ments und Feindseligkeiten mancher
Muslime gegenüber Juden kommen,
reicht Ourghis Analyse dennoch nicht
aus. Hierzu müssen die Ereignisse des 20.
Jahrhunderts mitbetrachtet werden.
Aber zu sehen, wie offen judenfeindlich
die kanonischen Quellen argumentieren,
ist bezeichnend. Insofern ist Ourghis
Buch – trotz der Einseitigkeit – ein wichti-
ger Beitrag zur laufenden Debatte.

D Abdel -Hakim Ourghi: Die Juden
im Koran. Claudius Verlag, München 2023,
264 Seiten, 26 Euro.

Mehr Filme, weniger Budget

Woher kommt die islamische Judenfeindlichkeit?

■ Karikatur von Heiko SakuraiÖffnungsdiskussionen im umzingelten Dorf

Europa sollte
sich bei der
Integration
lieber gut
organisieren


